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den Verwaltungsstaat“

Michael W. Bauer

Die Verfassung der USA konzediert dem Präsidenten umfassende 
Besetzungs- und Budgetvorschlagsrechte zur Steuerung der Bun des-
verwaltung. Das erste Amtsjahr von Donald Trump war gekennzeich-
net von Schließungsdrohungen, Ressourcenentzug und Nominie-
rungsverweigerung. Der Beitrag deutet Trumps radikale Verwal-
tungspolitik verdeckte Deregulierungsstrategie, die jenseits legisla-
tiver Prozeduren die Regulierungsstandards im Umweltschutz so-
wie bei der Arbeitsplatzsicherheit und bei der Gesundheitsvorsorge 
industriefreundlich senken soll. Als tiefere Ursache für die aktuelle Lage 
wird die parteipolitische Polarisierung zwischen Republikanern und 
Demokraten in den USA ausgemacht – es werden aber auch Bezüge 
zu neuen autoritären Herrschaftsstilen in anderen Demokratien ver-
deutlicht. Aus Sicht der Verwaltungs- und Managementwissenschaften 
zwingen diese Entwicklungen zum Nachdenken darüber, wie die Institu-
tionen des demokratischen Verwaltungsstaates gegenüber autoritären 
Zumutungen künftig geschützt werden können.
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gestellt, sein Handeln als konzeptions-
los und unstrategisch. Aber die täglichen 
Spektakel und Inszenierungen verschleiern 
den Blick auf wesentliche Weichenstel-
lungen, die in den vergangenen vierzehn 
Monaten vollzogen wurden und die in 
ihrer Wirkung völlig unterschätzt werden. 
Trump scheint einen regelrechten „Krieg 
gegen den Verwaltungsstaat“1 mit dem 
Ziel einer umfassenden Deregulierung 
und eines Rückbaus behördlicher Kont-
roll- und Handlungsfähigkeiten zu führen. 
Festmachen lässt sich die neue Verwal-
tungspolitik der Trump Regierung denn 
auch weniger an aufsehenerregenden In-
itiativen als im Kleinklein des amerikani-
schen Behördenalltags. Dort nutzt Trump 
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Donald Trump ist seit etwas mehr als ei-
nem Jahr Präsident der Vereinigten Staa-
ten von Amerika. Chaos im Weißen Haus, 
selbstherrliche Tweets, der Aufstieg und 
Fall enger Mitarbeiter, außenpolitische 
Volten und die Sprengkraft, die von Russ-
lands möglicher Einflussnahme zugunsten 
Trumps in den vergangenen Wahlkampf 
ausgeht, halten die Welt in Atem. Trump 
wird als erratische Persönlichkeit dar-
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1   Vgl. Hartig, L.: Trump’s four-pronged war on the 
administrative state, www.justsecurity.org/51958/
president-trumps-four-pronged-war-administra-
tive-state/, letzter Zugriff, 09.02.2018. Der Begriff 
vom „war on the administrative state“ bezieht 
sich allerding auf Äußerungen von Stephen 
Bannon, dem ehemaligen Berater von Donald 
Trump, über den „war on the deep state“ und der 
„deconstruction of the administrative state“, vgl. 
www.politico.com/magazine/story/2017/03/the-
deep-state-is-a-figment-of-steve-bannons-imagi-
nation-214892, letzter Zugriff 11.02.2018.
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entschlossen seine direkten Zugriffsrechte 
auf die Bundesverwaltung zur Umsetzung 
einer „Dekonstruktionsstrategie“2, die 
sich aus einer Mischung von Organisati-
onsabbau, Ressourcenentzug, Beamten-
versetzungen und Einschüchterungen so-
wie einer besonderen Form der Führungs-
verweigerung zusammensetzt. Beispiele 
gibt es viele.3 

Im Energieministerium wurde mithilfe 
eines Fragebogens versucht, Mitarbeiter 
zu identifizieren, die unter der Präsident-
schaft Obamas an Veranstaltungen zur 
Reduzierung fossiler Brennstoffe teilge-

nommen hatten.4 OSHA, einem Bundes-
amt zur Kontrolle der Arbeitsplatzsicher-
heit, wurden Dutzende Inspektorenstellen 
gestrichen, die in Vor-Ort-Kontrollen 
die tatsächliche Einhaltung von Schutz-
standards sicherstellen. USTDA, die den 
Außenhandel mit Entwicklungsländern 
fördert, der Nationale Koordinierungsrat 

gegen Obdachlosigkeit oder die Nationa-
le Stiftung der Künste sollen – zusammen 
mit 16 anderen Büros und Agenturen – 
gleich ganz geschlossen werden. Das ver-
hinderte bisher zwar der Kongress.5 Aber 
die Kürzungs- und Schließungsdrohungen 
wirken sich auch so schon negativ auf die 
Arbeitsmoral der Mitarbeiter aus.6 Andere 
missliebige Behörden bekommen dagegen 
entweder gar keine neue Führung oder 
eine Leitung, die den eigenen Zielsetzun-
gen ablehnend gegenübersteht. So wurde 
der US-Umweltschutzagentur, EPA, Scott 
Pruitt als Leiter vorgesetzt, ein enger Ver-
trauter der Kohle- und Ölindustrie und 

Skeptiker eines vom Menschen verursach-
ten Klimawandels. Pruitt hatte die Behör-
de wegen ihres angeblichen „Umweltak-
tivismus“ in der Vergangenheit bereits 
fünfzehn Mal verklagt. Wie vorhersehbar 
interpretiert Pruitt die Rolle der Umwelt-
agentur und seine eigene Leitungsfunktion 
auf besondere Weise; so weigert er sich, 

den internen wissenschaftlichen Dienst 
zum Klimawandel überhaupt anzuhö-
ren.7 Es wundert nicht, dass viele rang-
hohe EPA-Mitarbeiter inzwischen ihren 
Dienst quittiert haben. Andernorts sieht 
es kaum besser aus. Im Innenministerium 
und nachgeordneten Behörden wurden 
mehr als 50 Abteilungsleiter, die mit Kli-
mathemen beschäftigt waren, kurzerhand 
versetzt oder mit fachfremden Aufgaben 
unter ihrem Qualifikationsniveau be-
traut.8 Mick Mulvaney, Übergangsdirek-
tor des „Consumer Financial Protection 
Bureau“, einer Art Stiftung Warentest für 
Finanzdienstleistungen, hat bisher wohl 
den radikalsten Vorstoß der von Trump 
eingesetzten Anti-Chefs9 unternommen: 
er schlug kurzerhand vor, das Budget sei-
ner eigenen Behörde auf null zu setzen.10 
Schließlich scheint Trump von seinem No-
minierungsrecht für Führungspositionen 
absichtsvoll keinen Gebrauch zu machen. 
Viele strategisch wichtige Positionen blie-
ben bislang unbesetzt und die Verwaltun-
gen sich selbst überlassen.11 

Welche Folgen diese und viele ähnliche 
Maßnahmen im Einzelnen haben werden, 
muss sich noch zeigen.12 Zweifel über den 
angestrebten Zweck kann es indessen 
nicht geben. Die Trump-Regierung baut 
die erreichten Standards sozialer Regulie-
rung – insbesondere in den Bereichen des 
Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschut-
zes – faktisch ab. Das geschieht jedoch 
nicht durch entsprechende Gesetze, die 
im US-Kongress und der amerikanischen 
Öffentlichkeit debattiert werden könnten. 
Das geltende Recht bleibt formal unange-

»Das geltende Recht bleibt formal 
unangetastet. Aber die staatliche 
Verwaltung wird ausgehungert und 
systematisch verunsichert.«

2   Vgl. Bannon vows a daily fight for ‘deconstruc tion 
of the administrative state’, www.washington-
post.com/politics/top-wh-strategist-vows-a-dai-
ly-fight-for-deconstruction-of-the-administ-
rative-state/2017/02/23/03f6b8da-f9ea-11e6-
b f 0 1 - d 4 7 f 8 c f 9 b 6 4 3 _ s t o r y .
html?utm_term=.4533fe6aa84e, letzter Zugriff: 
09.02.2018.

3   Vgl. Korte, G.: The 62 Agencies and Programs 
Trump wants to eliminate, www.usatoday.com/
story/news/politics/2017/03/16/what-does-
trump-budget-eliminate/99223182/, letzter 
Zugriff: 10.02.2018.

4   Edward J. Markley Letter to Donald Trump 9 
12 2016, www.markey.senate.gov/imo/media/
doc/2016-12-09-Markey-PresidentTrump-DOE.
pdf, letzter Zugriff: 09.02.2018.

5   Auch bei der jüngsten Einigung auf einen weite-
ren Übergangshaushalt wurden die von der 
Trump-Regierung gewünschten Schließungen 
nicht angenommen. Allerdings müssen die De-

tails der notwendigen Kürzungen in den nächs-
ten Wochen noch nachgearbeitet werden. Eine 
Ent  warnung stellt der Übergangshaushalt daher 
nicht dar.

6 Steffens 2018.

7   Vgl. Friedman, L.: Pruitt bars some scientists from 
advising E.P.A., www.nytimes.com/2017/10/31/
climate/pruitt-epa-science-advisory-boards.html, 
letzter Zugriff: 10.2.2018. 

8   Johnston 2018, S. 217.

9 Diese neue Generation subversiver Behörden lei-
ter wird auch als „politische Termiten“ bezeich-
net. Vgl. Rodricks, D.: „Trump unleashes political 
termites on the federal government“, www.
baltimoresun.com/news/maryland/dan-rodricks-
blog/bs-roughly-speaking-david-cay-john-
ston-20180124-htmlstory.html, letzter Zugriff: 
11.02.2018. 

10 Steffens 2018.

11 Anders als etwa in Deutschland hat der US-Prä-
si dent umfangreiche Besetzungsrechte. Jede 
neue Administration wechselt mehr als 4000 
Top-Positionen in staatlichen Behörden und 
Bot  schaften aus. Auch die Richterstellen am 
Supreme Court, dem höchsten Bundesgericht der 
USA, werden regelmäßig mit ideologischen Ge-
folgs leuten besetzt. Diese Besetzungen, die man 
zugespitzt als „Herrschaftspatronage“ bezeich-
nen könnte, sind aber im Kontext des politischen 
Sys tems der USA durchaus legitim. Hier werden 
sie daher nicht weiter thematisiert, weil es mir 
um die Darstellung unilateraler Strategien des 
Wei ßen Hauses jenseits deliberativer Prozeduren 
geht. Vgl. zur besonderen Problematik des „politi-
schen“ Supreme Courts aber Devins/Baum 2017.

12 Vgl. Soffen, K./Lu, D., What Trump cut in his 
agency budgets, www.washingtonpost.com/
graphics/politics/trump-presidential-budget-
2018-proposal/?utm_term=.1243034ecce1, letzter 
Zugriff: 10.02.2018.
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tastet. Denn zu dessen Änderung bräuchte 
es politische Mehrheiten, die Trump nicht 
hat. Vielmehr wird die staatliche Verwal-
tung, die für die Aufrechterhaltung und 
Umsetzung dieses Rechts verantwortlich 
ist, ausgehungert und systematisch verun-
sichert.13 Max Weber prägte das Diktum 
„Herrschaft im Alltag ist primär Verwal-
tung“. Trump handelt auf eigentümliche 
Weise danach. Aus seiner Sicht mit Erfolg. 
Engagierte Mitarbeiter machen, um nicht 
anzuecken, frustriert nur noch Dienst 
nach Vorschrift. Andere suchen das Weite 
und tragen so zur Ausdünnung des insti-
tutionellen Gedächtnisses und zum Ver-
lust staatlicher Expertise in aus der Sicht 

der neuen Administration ungeliebten Be-
reichen bei. Trump setzt seine Deregulie-
rungsagenda, die auf die in den USA weit 
verbreitete Skepsis gegenüber der Wa-
shingtoner Bundesregierung im Allgemei-
nen und auf Ronald Reagans Ideologie 
des „schlanken Staates“ im Besonderen 
rekurriert14, als schleichenden Ressourcen-
entzug und unablässiges Misstrauensvo-
tum gegenüber dem eigenen Behördenap-
parat um. Die personellen und strukturel-
len Voraussetzungen für eine sachgerechte 
Erfüllung staatlicher Aufgaben werden 
dadurch auf eine Art und Weise beein-
trächtigt, dass mittlerweile von der Ge-
fahr einer Aushöhlung des amerikani-
schen Staates gesprochen werden kann.15 
Trumps kalter Verwaltungsabbau16 mag 
nach dem Geschmack bestimmter Wirt-
schaftsbranchen sein, ganz sicher kommt 
er der inländischen Energiewirtschaft und 
den Infrastrukturunternehmen zugute.17 
Nicht profitieren werden hingegen jene 
vergessenen US-Bürger, denen Trump sein 
Amt verdankt. Diese müssen mittelfristig 
mit schlechterem Umweltschutz und einer 
löcherigen Kontrolle von Sicherheits- und 

Gesundheitsstandards leben. Weniger Bü-
rokraten bedeutet eben nicht zwangsläu-
fig weniger Bürokratie, sondern zunächst 
einmal nur schlechtere Verwaltung. Eine 
schlechte staatliche Verwaltung muss man 
sich als einfacher Bürger aber leisten kön-
nen. Gewinner und Verlierer der Jahresbi-
lanz von Trump stehen daher auf diesem 
Gebiet fest.

Bislang ist der Trump Regierung mit 
Blick auf den Umgang mit dem Behör-
denapparat kein illegales Handeln vor-
geworfen worden. Aber wie in anderen 
Bereichen – etwa bei der Weigerung seine 
Steuererklärungen offenzulegen, wenn 

enge Verwandte auf bedeutsame Pos-
ten im Weißen Haus gesetzt werden, der 
Verfolgung wirtschaftlicher Interessen 
im „Schatten des Amtes“ durch seinen 
Familienclan – werden ungeschriebene 
Konventionen des guten politischen Um-
gangs regelmäßig verletzt. Hier gilt es zu 
bedenken, dass das politische System der 
USA auf „Checks & Balances“ beruht. 
Voraussetzung für deren Funktionieren ist 
einerseits eine hohe Autonomie der einzel-
nen Verfassungsorgane Kongress, Judika-
tive und Exekutive; andererseits aber auch 
eine politische Kultur der institutionellen 
Selbstbeschränkung. Diese grundlegende 

Norm des auf Kompromisse ausgerich-
teten demokratischen Miteinanders, die 
Levitsky/Ziblatt18 „forbearance“ nennen, 
ist nicht erst seit Trump einem sektiereri-
schen Zerwürfnis der politischen Eliten 
zum Opfer gefallen. Es ist diese Radikali-
sierung zwischen Republikanern und De-
mokraten, die den Aufstieg eines rechten 
Populismus à la Trump in den USA über-
haupt erst ermöglichte. 

Versteht man den Umgang der Trump-
Regierung mit den präsidentiellen Präro-
gativen bei der Steuerung der Bundesbe-
hörden als absichtsvolle und zielgerichte-
te Strategie, die darauf gerichtet ist, über 
einen Institutionenwandel „von innen 
heraus“ dauerhafte Politikänderungen 
herbeizuführen, drängen sich eine ganze 
Reihe von Forschungsfragen für die Ver-
waltungs- und Managementwissenschaf-
ten auf. Denn dann könnte man Donald 
Trump als eine Ausprägung einer neuen 
Klasse von politischen Führern einordnen, 
deren Erfolg auf politischer Spaltung, der 
Wiederbelebung nationaler und ethni-
scher Kategorien zum Zweck der wahl-
taktischen Mobilisierung und auf einer 
tiefen Skepsis gegenüber multilateraler 
Kooperation gründet.19 Diese regressiven 
Tendenzen gehen womöglich mit neo-
autoritären Organisationsstrategien ein-
her, die zwar bislang noch formal legitim 
bleiben, den demokratischen Wertkonsens 
faktisch aber schon hinter sich gelassen 
haben. Die Beispiele aus dem ersten Jahr 
von Trumps „Krieg“ gegen den eigenen 
Verwaltungsstaat lassen sich jedenfalls so 
interpretieren. Sieht man also die Beteili-
gung rechtspopulistischer Bewegungen 
oder das Heraufziehen autoritärer Führer 
in Ungarn, Polen, Tschechien, der Türkei 
und andernorts als reale Gefahr für un-
sere Demokratien20, dann ist es geboten, 
die Analyse der Resilienz administrativer 
Strukturen gegenüber unlauterer politi-

»Trumps kalter Verwaltungsabbau 
führt zur Aushöhlung des amerikanischen 
Staates.«

13 Kettl 2017, S. 639.

14 Sears 1999; Hejny 2018.

15 Durant/Rosenbloom 2017.

16 Ganz unbekannt ist diese Strategie auch in 
Deutschland nicht. Gemeinsam mit Kollegen 
habe ich mit Blick auf Verwaltungs reform stra-
tegien der Bundesländer an anderer Stelle den 
Begriff „kalten Aufgabenabbau“ geprägt; vgl. 
Bauer et al. 2007, S. 68.

17 Vgl. Eilperin, J./Laris, M.: Trump administra-
tion plan would roll back environmental re-
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views covering use of public lands, www.
washingtonpost.com/politics/trump-administ-
ration-plan-would-roll-back-environmental-re-
views-covering-use-of-public-lands/2018/02/08/
c5a2b322-0d07-11e8-95a5-c396801049ef_story.
html?utm_term=.1d0d9bfef4a0, letzter Zugriff: 
10.02.2018.

18  Levitsky/Ziblatt 2018.

19  Geiselberger 2017; Box 2017.

20  Diamond 2015.
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scher Einflussnahme in den Mittelpunkt 
einer neuen verwaltungswissenschaftli-
chen Forschungsagenda zu rücken.
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